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Beschließt: ^l) i'ille P ttno!?n, welche von den ehemaligen Regie-

rungen und Oligarchen, oder auf ihren Befehl,
von dem Mgenbtit an, da der Entwurf der neuen

Konstitution in -yrem Kanconc bekannt gìmacht
wurde, wegen ihren für d,e Sache der allg.nici-
nen Freiheit unlernommenen Handlungen und
SHkritten belchädigt werden sind, wlleu von den--

selben cn-schadigesweroen. Auch diejenigen, wei.h
von dieser Zeit an, ihrer gegen die V»r!ctung sôrnî

ficher Fundamentalgeseye und Vertrage unter
nommcnen Hanblnngen und Schricte haiden,
Schade» gelitten, sollen von den Urhebern des

erlittenen Schadens cnt-chädiget werden.
») Für solche gefällte Urtheile, Sprüche, Ve-ordnun-

gen oder Befehle sollen alle Mitglieder eines
Co ps, die das Stimmenrccht belasten, gcmc!»
schafclich einer für alle, uitd alle für einen belangt
werden können Dabei aber jedem, der davon
ausgenommen zu seyn glaubt, vorbehalten seyn,
seine Beweise dagegen anbringen zu dürfen.

Z) Die Entschadigungsfoderungc» werden von den

Patrioten dem Distrittsgcrichte, worinn dir be-

klagte Regierung sich aufhielt, oder -- wenn es
einen einzelnen betrlft — wo der Beklagte seßhaft
ist, schriftlich eingereichet, und zugleich von ihnen
vier Schiedsrichter zu gütlicher AuSgleiaMNg vor-
geschlagen, von denen der Gegentheil zwei wählen
muß.

4) Diese Kiagschrist sammt dem Verzeichniß der von
den Klägern vorgeschlagnen Schiedsrichter iaßr
das Disteiktsgericht den Beklagten zustellen, wet
che inner lo Ta^en chre Einwendungen gegen die
Klaqschrift ihm übergeben; die zwei von den vor
geschlagnen Schiedsrichtern gewählte, anzeige»,
und zugleich vier andere Schiedsrichter dem Di
siriktsgencht namhaft innren müssen, damit die
Kläger davon ebenfalls zwei tvah.e» uns davon
die Anzeige diesem Gericht inner 10 Tagen gebe»
können

5) Diefts überftndet hernach dem Direktorium die An
zeige des vdfchwevenden Streites und der ernann-
tc» Schiedsrichter, welch s den fünften Schiede
richter ernennt. Dieser bestimmt dann Zeit uns
Ort der Zusaniinentmift, und giebt davon durcy
das näin.iche Distriktsgenchl den Parteien und
übrigen Sch,dSriehtern Nachricht.

6) Vor dieser schiedsrichterlichen Instanz müssen die
Pntheieii mündlich replie »en und explicite», »vor
aus das Urth.il unmitteiba. folgen muß.

7) Zu solchen Sch/sSrichtern tonn n auch Mitglieder
von allen Behörden, mir Ausnahme jener des Dt
rcklvriumS und des oberste» Gerichtshofes, ge;
wählt werden. Doch darf keiner mit irgend
einer der Parlhcicn oder einem einzelnen Mitglied!

8) Von diesem Fn'edensgericht geht die Appellation a»
den obersten Gerichtshof. Sie muß inner ioTa?
gen vom gefällten Spruch an angezeigt, und in«
ner drei Monate» vollzogen werden,

y) Die Kläger sollen nicht schuldig seyn das Recht
zu versichern oder zu vertrösten,

iv) Parkrten sind.gehalten in der ihnen bestimmten
Zcir zu erscheinen, sonst wider den ausbletbcnoen
T?cil beim zweiten Nichterscheinen in Contumaj
gesprochen wird,

unler- ii) Wenn ein einzelner um einer Sache willen verur?
theilt wird, für welche nach seiner Behauptung
andere ebeniolls verantwortlich find, so soll er sich
gegen dicft seines Rükgreisrechts bedienen können.

l2) Die Federungen um solche Entschädigungen sollen
von den Patrioten in der Zelts, ist von 6 Mona«
ten nach Bekanntmachung des gegenwärtigen Kes
stzes unter Strafe des Rechlsverlustes vorgetrae
gen werden.

lg) Hiervon flnd die Landesabwesenden ausgenommen,
welchen zu Vorbnngung ihrer Ansprüche i Jahr
Zeit, ssom Tag der Kundmachung dieses Gesetzes
an gerechnet, eingeräumt ist.

14) Die Bezahlung der Entschädigungssummen darf
bei erforderlichen Umständen in Terminen, bei de?

ren Bestimmung auf die Dürftigkeit der Parteien
sowohl als auf die Grösse der Summe Rükstcht
genommen werden muß, festgesetzt werden.

Gesezvorschlag der Commission des grossen
Rathes über die Einsetzung der Frie-
dmsgerichte und Friedensrichter.

(Fortsetzung.)

Siebenter. Abschnitt.
Verhaltungsregeln für die Friedensrichter bei ausser^

ordentlichen Vorfallen, welche bei Eröffnung
der Siegel einkrctten können.

§ 2Zi. Wenn im Falle einer wirklich angetretenen
Erbschaft, hei Eröffnung der Siegel ein uncer dense!--
hen gelegenes Vermögensstück von einem Drittmann
als das Seinige zurukgefodert wird, so soll es der
Friedensrichter zurukgcben, wenn die sämmtlichen Er--
den es für das Seinige erkennen.

2Z2. Wenn hingegen die Erben, oder einige der?
selben, das Eigenchumsrecht des Anchrechcrs nicht
anerkennen, so untersucht der Friedensrichter die Sache,
bemuht sich die Parthei, »ach Anleitung, der im Tit.

Absch. dieses Gesetzes enthaltenen Vorfthist
zu vergleichen, und weist jiè, wenn dieses nicht ge?
schehcn lann, an das Friedensgericht.

Diese Anfoderungen dritter Personen solle«2ZZ. ^desselben bis in den zweiten Grad verwandt seyn.!die Abhebung deL Siegel nicht unterbrechen



2Z4- In allen Fallen hingegen/ wo gerichtlich
bestellte Personen die Inventur, oder Liquidation des

unter Siegel gelegenen Vermögens übernehmen / soll
der Friedensrichter alle solche Ansprachen vonsictssab,
und an diese gerichtlich bestellten Personen weisen.

235. Wenn bei Eröffnung der Siegel, Vermö-
gensstücke nicht vorgefunden werden, von denen es

zuverläsiig bekannt ist, daß sie der Eigenthümer des
unter Siegel gelegten Guts besessen harte, so soll der
Friedensrichter auf der Stelle eine Untersuchung dar-
über vornehmen, wenn er entweder von den iiuressir-
ren Erben, oder von den gerichtlich zur Inventur
oder Liquidation abgeordneten Personen, dazu aufge-
fordert wird.

236. Er befragt in diesem Falle vor allem aus,
die Hausgenossen, und zwar jeden besonders für sich.

237. Er soll diejenigen Personen, die der Flöknng
(Spoliation) verdächtig waren, sogleich in Verhör
nehmen, und im Fall sich der Verdacht der Flökuna
auf sie bestätigt, einen Verhaftsbefehl gegen diesel-
bcn ausstellen.

2Z8. Der Verhaftsbefehl soll so vollzogen werden,
wie oben Paragraph vorgeschrieben ist.

239. Wenn der Friedensrichter bei der Untersu-
chnug eines Siegels findet, daß dasselbe verderbt,
zerbrochen, aufgerissen, oder verändert ist, so soll er
den, von ihm bestellten Aufseher, und die sämmtlichen
Hausgenossen darüber in Verhör nehmen.

240. Wenn es sich aus der Untersuchung der
Sache ergiebt, daß das Siegel blos durch Zufall be-

schädigt worden, und keine Anzeige irgend einer da-
mit verbundenen Flöckung (Spoliation) vorhanden ist,
so kann der Friedensrichter die Eröffnung der Siegel
fortsetzen.

241. Wenn es sich hingegen zeigt, daß das Sie-
zel vorsazlich und in böser Absicht erbrochen worden
sey, so soll der Friedensrichter die Eröffnung der
Siegel einstellen.

242. Er soll gegen diejenigen, gegen welche ein
îurch hinlängliche Anzeigen bestätigter Verdacht vor-
Handen ist, daß sie das Vergehen begangen haben,
«inen Vcrhaftbefehl ausstellen.

243. Die Verhaftung soll so vollzogen werden,
wie oben im§. 181. vorgeschrieben ist.

244. Der Friedensrichter soll in diesem Falle die
weitere Eröffnung der Siegel nicht wieder vornehmen,
wie er von dem KantonSgericht den Befehl dazu erhal-
<«n hat.

245. Der Friedensrichter soll jeden ausserordent-
Glichen Fall, ber sich bei Eröffnung der Siegel erzeigt,
«uf sein Verbal bringen lassen.

Achter Abschnitt.
Vorschriften für den Friedensrichter in Rüksicht

ber übrigen Theile seiner unstreitigen
Gerichtsbarkeit.

§. 246. Die dem Friedensrichter im §. izi.anfge-
tragene Legalisation geschieht vermöge eines Zeug-
nisses : daß die in den Unterschriften der Akte be-iann-
ten Personen, wirklich Munizipalbeamte des Orts,
und die beigesezten Unterschriften die ihrige» seyen.

Dieses Zeugniß muß datirc, und mit der Unterschrift
und dem Siegel des Friedensrichters versehen seyn.

247. Die bei den Munizipalitäte» angestellten
Beamten und Schreiber, welche die Unterschrift der

von denselben ausgefertigten Scheine und übrigen
Akten haben, sollen bei der Ablegung ihres Eides ih-

ren Namen in ein besonderes dazu bestimmtes Buch
eigenhändig einschreiben.

248. Dieses Buch soll den Namen des Signatur-
buches fuhren, und in den Handen des Friedensrich-
ters verbleiben,

249. Wenn dem Friedensrichter ein von einer

Munizipalität ausgefertigtes Aktenstük zur Legalisation
vorgelegt wird, so soll er dasselbe genau untersuchen,
und die Unterschriften mit denjenigen vergleichen, die

auf seinem Eignaturbuche stehen.
2Z0. Bei dem geringsten Zweifel gegen die Aecht-

heit eines solchen ihm vorgelegten Aktenstüks, oder

der darunter stehenden Unterschriften, soll der Feie-

densrichter die Legalisation einstellen, die Schrift in

seinen Handen behalteu, und die Sache auf der

Stelle genau untersuchen.
251. Wenn sich aus der Untersuchung der Sache

ergiebt, daß ein Falsum begangen worden ist, so soll

der Friedensrichter soglcich einen Verhaftsbefehl gegen

diejenigen ausstellen, die sich desselben schuldig ge-

macht haben.
232. Dieser Verhaftsbefehl soll nach den im S

181 stehenden Vorschriften vollzogen, und der dem

Disirittsstatthalter zugefertigten Abschrift des Verbals

zugleich die Schrift beigelegt werden, welche den

materiellen Beweis der begangenen Verfälschung cut-

halt.
233. Der Friedensrichter soll über alle Legalst^

tioncn ein genaues Verzeichniß führen.
2Z4. Er soll über alle außerordentlichen Vorfalle

bei der Ausübung dieses Theils seiner unstreitige"

Gerichtsbarkeit ein genaues Verbal aufnehmen la»e».

Der Beschluß folgt.
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